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Mitglieder des Ausschusses  
 
- RA Dr. Stefan König, Berlin (Vorsitzender) 
- RA Dr. h. c. Rüdiger Deckers, Düsseldorf (Berichterstatter) 
- RAin Dr. Margarete Gräfin von Galen, Berlin 
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- RA Eberhard Kempf, Frankfurt am Main 
- RAin Gül Pinar, Hamburg  
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- RA Martin Rubbert, Berlin  
- RAin Dr. Heide Sandkuhl, Potsdam  
- RA Dr. Rainer Spatscheck, München 
- RA Dr. Gerson Trüg, Freiburg im Breisgau 
 
 
Zuständig in der DAV-Geschäftsführung  
 
- Rechtsanwältin Tanja Brexl, DAV-Berlin 
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Verteiler 
 
 
 Bundesministerium des Innern 

 Bundesministerium der Justiz  

 Rechtsausschuss, Innenausschuss des Deutschen Bundestages 

 Vorsitzender des Rechtsausschusses des Deutschen Bundestages, Siegfried Kauder 

 Vorsitzender des Innenausschusses des Deutschen Bundestages, Wolfgang Bosbach 

 Landesjustizministerien 

 Rechts- und Innenausschüsse der Landtage 

 Bundesgerichtshof 

 Bundesanwaltschaft 

 

 Vorstand des Deutschen Anwaltvereins 

 Landesverbände des Deutschen Anwaltvereins  

 Vorsitzende der Gesetzgebungsausschüsse des Deutschen Anwaltvereins 

 Strafrechtsausschuss des Deutschen Anwaltvereins 

 Geschäftsführender Ausschuss der Arbeitsgemeinschaft Strafrecht des Deutschen Anwaltvereins 

 Strafrechtsausschuss der Bundesrechtsanwaltskammer 

 Vorsitzende des Strafrechtsausschusses des KAV, BAV 

 Vorsitzende des FORUM Junge Anwaltschaft des DAV 

 

 Deutscher Strafverteidiger e. V., Herr Mirko Roßkamp 

 Regionale Strafverteidigervereinigungen 

 Organisationsbüro der Strafverteidigervereinigungen und -initiativen  

 

 Arbeitskreise Recht der im Bundestag vertretenen Parteien 

 Deutscher Richterbund 

 

 Strafverteidiger-Forum (StraFo) 

 Neue Zeitschrift für Strafrecht, NStZ 

 Strafverteidiger 

 

 Prof. Dr. Jürgen Wolter, Universität Mannheim 

 ver.di, Bereich Recht und Rechtspolitik 

 Deutscher Juristentag (Präsident und Generalsekretär) 

 Prof. Dr. Schöch, LMU München 
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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV mit derzeit ca. 67.000 Mitgliedern 

vertritt die Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und 

internationaler Ebene.  

 

 
I. Präambel: 

 

Die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts aus dem Urteil vom 04. Mai 2011 

(2 BvR 2365/09 u.a.) zielen im Kern auf 

- das Abstandsgebot  

- effektive Regelungen für den Vollzug der Maßregel  

- einen freiheitsorientierten und  

- einen therapiegerichteten Vollzug.  

 

Die Ausrichtung des Vollzugskonzepts sollte demnach sich daran orientieren, dass 

eine Maßregel grundsätzlich an gesunden und normalpsychologisch konstituierten 

Menschen vollzogen wird, denen Behandlungs- und Hilfeangebote zu einem 

sozialverträglichen Leben in der Gesellschaft gemacht werden sollen.  

 

Die therapeutische Ausrichtung des Vollzugs sollte deshalb ihren Schwerpunkt im 

sozialtherapeutischen Bereich haben und nicht Delinquenz in Gestalt der 

„antisozialen“ oder „dissozialen Persönlichkeitsstörung“ zu einer weiteren 

psychischen Krankheit „umdefinieren“ (vgl. dazu: Kröber, Editorial, Forensische 

Psychiatrie, Psychologie, Kriminalistik, Heft 1, Februar 2013), und die Therapie 

gleichsam als Beweis für die psychische Gestörtheit der Insassen werden zu 

lassen. 

 

 

II. Zur Kritik 

 

1. Insgesamt betrachtet ist der Gesetzesentwurf in der vorliegenden 
Fassung sehr zu begrüßen – er sieht namentlich in § 12 das Angebot 

sozialtherapeutischer Maßnahmen vor „wenn dies aus Gründen der 
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Behandlung angezeigt ist. Diese Maßnahmen sollen in der Einrichtung 

durchgeführt werden.“ 

 

Der Strafrechtsausschuss geht davon aus, dass diese Art der 

therapeutischen Behandlung unter den Therapieangeboten den Regelfall 
darstellen sollte.  

 

2. Für die Langzeitbesuche (§ 21 Abs. 3) sollte bezüglich der nach § 22 

möglichen optischen Überwachung klargestellt werden, dass diese mit 

technischen Hilfsmitteln nicht zulässig ist. Auch die Einrichtung einer 

akustischen Überwachung (§ 22 Abs. 2) sollte nicht zulässig sein. 

 

Die Überwachung eines Langzeitbesuches mit technischen Hilfsmitteln – 

gleich welcher Art – widerspricht dem Charakter dieser Besuchsform. Die 

Frage, ob ein solcher Besuch verantwortet werden kann (§ 21 Abs. 3), ist 

unter der Prämisse zu beurteilen, dass eine derartige Überwachung nicht 
stattfinden darf.  

 

3. Die in §§ 31 ff. geregelte (berufliche oder berufsähnliche) Beschäftigung stellt 

einen wesentlichen Teil der Förderung des Untergebrachten zur 

Reintegration in die Gesellschaft dar (vgl. dazu: von Franqué/Briken, Das 

„Good Lives Model“ (GLM) in: Forensische Psychiatrie, Psychologie, 

Kriminologie, a.a.O. S. 22 ff.). 

 

Dabei sollte das System von Arbeit und Entlohnung den Untergebrachten 

nicht benachteiligen, der sich parallel an psychiatrischen 

psychotherapeutischen oder sozialtherapeutischen Behandlungs-

maßnahmen beteiligt.  

 

Die in § 34 vorgesehene Ausfallentschädigung sollte deshalb nicht 50 %, 

sondern 100 % betragen. 

 

4. Der Auskunftsanspruch von Opfern sieht in § 106 Abs. 3 eine nur 

eingeschränkte Anhörungspflicht des Untergebrachten über den 
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Auskunftsantrag vor, „soweit dadurch nicht die Verfolgung des Interesses 

des Antragstellers vereitelt oder wesentlich erschwert wird und eine 

Abwägung ergibt, dass das Interesse des Untergebrachten an ihrer 

vorherigen Anhörung überwiegt“. 

 

Orientiert man den Auskunftsanspruch des Opfers an der Regelung des 

§ 406e StPO, so sollte die Anhörung des Betroffenen obligatorisch sein. 

In der Konsequenz sollte der/die Antragstellerin bei Erhebung des 

Auskunftsanspruchs darüber informiert werden, dass der Untergebrachte zu 

diesem Anliegen angehört wird.  

 

5. Der Gesetzesentwurf sieht in den §§ 89 ff. zwar vor, dass Seelsorger und 

Ärzte vertraglich verpflichtet, dass diese Bereiche also von Externen betreut 

werden können.  

Eine solche Regelung fehlt indes für Psychotherapeuten. Gerade hier 

dürfte es besonders angezeigt sein, externe Fachleute vertraglich zu 

verpflichten, um den jeweiligen besonderen therapeutischen Erfordernissen 

gerecht zu werden.  

 

 

 

 

 


